
daß sie lediglich die Anzahlung geleistet habe und dann 
ihren Teilzahlungsverpflichtungen nicht nachgekommen sei, 
liege Fahrlässigkeit, vermutlich Vorsatz. Infolge der Nicht­
zahlung könne die Klägerin berechtigterweise vom Ver­
trage (gemeint ist, hinsichtlich der zum Preis von insgesamt 
€61,90 DM gekauften Sachen, also abgesehen von der 
Brücke und den Gardinen) zurücktreten. Sie könne den 
Ersatz für die Wertminderung fordern, und das habe sie 
getan. Daher sei die Verklagte auch zur Bezahlung der das 
Teilanerkentnisurteil übersteigenden Klagforderung ver­
pflichtet.

Über den von der Klägerin geltend gemachten Zinsen­
anspruch hat das Kreisgericht nicht entschieden.

Der Generalstaatsanwalt hat beantragt, dieses rechts­
kräftig gewordene Urteil zu kassieren. Der Antrag hatte 
Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Dem Generalstaatsanwalt ist darin beizupflichten, 

daß es unrichtig war, die Klagforderung als eine 
Schadensersatzforderung zu behandeln. Gefordert hat 
die Klägerin vielmehr hinsichtlich der Brücke und der 
Gardinen Erfüllung des Abzahlungskaufvertrags durch 
Zahlung des vereinbarten Kaufpreises, hinsichtlich der 
von ihr zurückgenommenen Sachen dagegen Ersatz der 
Wertminderung nach § 2 des Gesetzes betreffend die 
Abzahlungsgeschäfte — AbzG — vom 16. Mai 1894 
(RGBl. S. 450). Auch dieser Anspruch ist grundsätzlich 
ein Anspruch aus dem Kaufvertrag, nämlich eine 
Nebenwirkung des im Kaufverträge für den Fall der 
Nichterfüllung vorbehaltenen Rücktrittsrechts des Ver­
käufers, dessen Ausübung nach § 1 AbzG zur gegen­
seitigen Rückgewähr der bewirkten Leistungen führt, 
ein. Grundsatz, der in § 2 zugunsten des Verkäufers 
eingeschränkt ist. Nach dieser Bestimmung hat nämlich 
der Käufer den Wert der Überlassung des Gebrauchs 
oder der Benutzung der gelieferten Sachen zu vergüten, 
wobei auf die inzwischen eingetretene Wertminderung 
Rücksicht zu nehmen ist.

Es handelt sich also hier um eine Vergütung für 
objektiv eingetretene Gegebenheiten, nicht um einen 
Schadensersatzanspruch, der vom Verschulden des 
Käufers abhängig wäre (allenfalls bei der ebenfalls im 
§ 2 geregelten, hier aber nicht geltend gemachten Ver­
pflichtung zum Ersatz von Beschädigungen der Sache 
könnte von einer Schadensersatzpflicht gesprochen 
werden). Im übrigen ergibt sich aus der Begründung 
des Urteils, daß die Auffassung von einer Schadens­
ersatzpflicht hier zu unmöglichen Ergebnissen führt, da 
das Kreisgericht in der Nichtzahlung des Kaufpreises 
ein Verschulden, mindestens im Sinne der Fahrlässig­
keit, erblickt, während rechtlich die bloße Unterlassung 
der Zahlung des Kaufpreises zwar Verzugsfolgen her­
beiführen kann, aber nicht ohne weiteres als Ver­
schulden anzusehen ist. Das Kreisgericht hat also auf 
der einen Seite die Leistungspflicht des zurückgebenden 
Abzahlungskäufers von einer gesetzlich nicht vor­
gesehenen Voraussetzung — nämlich Verschulden — ab­
hängig gemacht, andererseits aber dieser Voraus­
setzung Infolge ihrer allzu weiten Begriffsausdehnung 
die praktische Bedeutung genommen.

Es sei, obwohl es für die Entscheidung des gegen­
wärtigen Rechtsstreits nicht wesentlich ist, darauf hin­
gewiesen, daß entgegen der Auslegung, die § 2 früher 
in einer nicht geringen Zahl von Fällen in der Praxis 
der kapitalistischen Zeit — allerdings entgegen der 
schon damals bestehenden Rechtslehre — gefunden hat, 
Entschädigung für Wertminderung und Gebrauchs­
entschädigung nicht etwa nebeneinander errechnet und 
addiert werden dürfen.

In allen den Fällen, in denen der Gebrauch oder die 
Benutzung auch bei sachgemäßem Verhalten des Be­
nutzers zu einer Wertminderung führt, ist vielmehr 
nur die objektive Wertminderung zu ersetzen, diese 
allerdings auch dann, wenn sie den Vorteil, den der 
Benutzer von der Sache hatte, übersteigt.

Von dieser Auffassung ist auch die Klägerin bei der 
Begründung ihrer Forderung hinsichtlich der zurück­
gegebenen Sachen ausgegangen, und im Ergebnis ist 
das Gericht, wenn auch unter irriger Heranziehung von 
Schadensersatzerwägungen, dem gefolgt.

Unrichtig ist aber die Berechnung der Wertminde­
rung. Sie ist vom Gericht zu schätzen (Abs. 2 des § 2

AbzG verweist auf § 260 Abs. 1 der ZPO in der 
damaligen Fassung, an dessen Stelle § 287 ZPO getreten 
ist). Die Schätzung muß darauf gerichtet sein, die wirk­
liche Wertminderung festzustellen. Es ist daher unrich­
tig, ihre Höhe mechanisch dem Unterschied zwischen 
dem ursprünglichen Verkaufspreis und dem bei der 
Verwertung als Gebrauchtware erzielten Preise gleich­
zusetzen.

Allerdings * stellt nach dem heutigen Preisrecht und 
dessen Handhabung durch den staatlichen und genossen­
schaftlichen Handel der Erstverkaufspreis — für die 
ungebrauchte Ware — auch bei Abzahlungsverkäufen 
den wirklichen Wert dar; der Preis darf gegenüber dem 
Barverkaufspreis lediglich um den von der Klägerin 
hier nicht geforderten Kreditaufschlag erhöht werden. 
Dagegen steht nicht ohne weiteres fest, daß der Ver­
kaufspreis für die zurückgegebene, also gebrauchte 
Ware ihrem verbliebenen Werte voll entspricht.

Nach § 3 der Preisanordnung Nr. 845 — Anordnung 
über die Preisbildung für gebrauchte Konsumgüter vom 
18. November 1957 (GBl. I S. 619) — ist hier zwar ein 
Höchstpreis von 90 vH des Neuwertes festgesetzt. Der 
Verkäufer ist aber nicht gehindert, einen Gebraucht­
warenverkaufspreis festzusetzen, der etwas unter dem 
wirklichen Werte liegt. Das kann, wenn ein gewisses 
Maß der Preisherabsetzung nicht überschritten wird, 
betriebswirtschaftlich empfehlenswert sein, um z. B. 
Lagerraum frei zu machen; der Abzahlungskäufer kann 
aber nicht ohne weiteres mit einer auf solchen Er­
wägungen beruhenden weiteren Preisherabsetzung be­
lastet werden.

Es hätte also, mindestens durch Befragung der Kläge­
rin (§ 139 ZPO), geprüft werden müssen, ob der für den 
Verkauf der zurückgegebenen Sachen erzielte Preis 
(330.95 DM) dem wirklichen Werte entsprach oder ob 
er aus rein betriebswirtschaftlichen Erwägungen unter 
diesen Wert herabgesetzt worden ist.

* Insofern liegt eine Verletzung des § 2 Abs. 1 in Ver­
bindung mit Abs. 2 AbzG und des § 287 ZPO sowie des 
§ 139 ZPO vor. Daher war das Urteil aufzuheben.

Eine weitere Gesetzesverletzung besteht darin, daß 
das Kreisgericht nicht über den Zinsanspruch erkannt, 
also weder ihm entsprochen noch ihn abgewiesen hat.

Eine solche Übergehung ist ein Verstoß gegen § 313 
ZPO. Schon aus der Tatsache, daß das Urteil einerseits 
im Tatbestand erhobene Ansprüche nach Art und Be­
gründung kennzeichnen, andererseits aber Entschei­
dungsgründe enthalten muß, ergibt sich, daß über die 
erhobenen Ansprüche auch entschieden werden muß. 
Ganz abgesehen von diesem formalen Erfordernis aber 
besteht das Wesen des Zivilprozesses darin, daß das 
Gericht verpflichtet ist, falls die Prozeßvoraussetzungen 
erfüllt, insbesondere die Zulässigkeit des Rechtswegs 
und die örtliche, sachliche und funktionelle Zuständig­
keit des Gerichts gegeben sind, über die geltend ge­
machten Klagansprüche zu entscheiden.

Auch über diesen Gesetzesverstoß muß im Kassa­
tionsverfahren entschieden werden.

Allerdings wird das Urteil materiell nur rechtskräftig, 
soweit über den durch Klage oder Widerklage erhobe­
nen Anspruch entschieden ist (§ 322 Abs. 1 ZPO). Da 
hier über den Zinsanspruch keine, Entscheidung 
ergangen ist, liegt insofern also auch keine materielle 
Rechtskraft vor, d. h. die Klägerin würde in der Lage 
sein, von neuem hinsichtlich der Zinsen Klage zu 
erheben. Das ändert aber nichts daran, daß ein Urteil, 
das keinen Ausspruch über die Zinsen enthält, obwohl 
ein solcher beantragt worden war, formell auch in 
diesem Punkte rechtskräftig geworden ist, d. h., daß 
die Klägerin keine Möglichkeit mehr hat, in dem an­
hängig gewordenen Prozeß selbst eine Änderung des 
Urteils herbeizuführen, die eine Entscheidung über die 
Zinsen enthält. Die Frist für den einzigen Rechtsbehelf, 
der ihr in dieser Beziehung zur Verfügung gestanden 
hatte, den Ergänzungsantrag (§ 321 ZPO), ist abgelaufen, 
so daß auch insofern formelle Rechtskraft vorliegt.

Der Kassationsantrag setzt aber nur formelle Rechts­
kraft voraus, so daß, übrigens in Übereinstimmung mit 
einer Anzahl bereits ergangener Entscheidungen des 
Obersten Gerichts, auch hinsichtlich des übergangenen 
Zinsanspruches das Urteil des Kreisgerichts auf den 
Kassationsantrag hin aufzuheben war.
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